
Betriebssatzung 

des 
Abwasserzweckverbandes Untere Ahr 

 
vom 15.05.2023 

 
Die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes Untere Ahr hat auf Grund des 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 des Landesgesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KomZG) 
sowie der §§ 24 und 86 Abs. 3 Satz 1 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz 
(GemO) in Verbindung mit der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung (EigAnVO) fol-
gende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 
 

§ 1 

Gegenstand - Zweck des Eigenbetriebs 

 

(1) Die Abwasserbeseitigungseinrichtungen werden als Eigenbetrieb nach der  
     Eigenbetriebs-und Anstaltsverordnung und den Bestimmungen dieser Satzung  
     geführt. 
 
(2) Der Zweckverband hat die Aufgabe, das innerhalb des Entsorgungsgebietes  
     anfallende und nicht anderweitig zu behandelnde bzw. zu beseitigende Abwasser  
     von den Mitgliedskommunen aus deren Ortsentwässerungsanlagen abzunehmen,  
     zu sammeln, zu reinigen und im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen schadlos  
     abzuleiten. 
 
(3) Der Eigenbetrieb hat die Abwasserbeseitigungseinrichtungen nach wirtschaftlichen  
     Grundsätzen zu unterhalten, zu ergänzen und auszubauen. Er kann sich dazu der  
     Hilfe Dritter bedienen. 
 
(4) Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck fördernden und ihn wirtschaftlich  
      berührenden Geschäfte betreiben. 
 

§ 2 

Name des Eigenbetriebes 

 
Der Eigenbetrieb führt die Bezeichnung: “Abwasserzweckverband Untere Ahr“ 

 

§ 3 

Stammkapital 

 
Ein Stammkapital wird nicht festgesetzt. Die Finanzierung erfolgt insoweit über Baukos-
tenzuschüsse der Verbandsmitglieder. 

 

 

§ 4 

Verbandsversammlung 

 
Die Verbandsversammlung beschließt über alle Angelegenheiten des Eigenbetriebs,  
die ihr durch das KomZG, die GemO und die EigAnVO vorbehalten sind und die nicht 
übertragen werden können. Dies sind insbesondere 



 
 
  1. Erlass, Änderungen, Ergänzungen und Aufhebung von Satzungen 
 
  2. Sätze und Tarife für Abgaben oder für Entgelte 
 
  3. Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes 
 
   4. Feststellung des Jahresabschlusses sowie die Verwendung des Jahres- 
      gewinns oder die Deckung eines Verlustes 
 
   5. Bestellung des Prüfers für den Jahresabschluss 
 
   6. Entlastung des Verbandsvorstehers und der Werkleitung 
 
   7. Zustimmung zur Bestellung der Werkleitung 
 
   8. Rückzahlung von Kapital an die Verbandsmitglieder 
 
   9. Mittel- und langfristige Planungen 
 
 10. Veräußerung oder Verpachtung von Abwasserbeseitigungsanlagen 
 
 11. Erwerb und Veräußerungen von Beteiligungen 
 
 12. Umwandlung der Rechtsform des Verbandes oder von Unternehmen,  
       an denen der Verband beteiligt ist 
 
 13. Abschluss von Verträgen, die die Haushaltswirtschaft des Verbandes  
       erheblich belasten. Dies sind alle Beträge, soweit sie den Auftragswert  
       von 2.500.000 € überschreiten. 
 
 14. Auflösung des Verbandes sowie Erweiterungen bezüglich der Mitglieder  
       oder des Abwasserentsorgungsgebietes. 
 

§ 5 

Werkausschuss 

 
(1) Die Verbandsversammlung wählt für den Eigenbetrieb einen Werkausschuss.  
     Die Mitglieder des Ausschusses sollen die für dieses Amt erforderliche Sachkunde 
     und Erfahrung besitzen.  
 
(2) Der Werkaussschuss besteht aus den 6 gesetzlichen Vertretern der Mitglieder in 
     der Verbandsversammlung und darüber hinaus 5 weiteren Mitgliedern, die mög- 
     lichst aus der Verbandsversammlung kommen sollen. 
 
     Die Aufteilung der weiteren Vertreter erfolgt in Anlehnung an die Beteiligung der  
     Mitgliedsgemeinden an den Investitionskosten des Verbandes gemäß § 6 Abs. 2  
     und Abs. 4 der Verbandsordnung. Soweit auf die Verbandsmitglieder mehr als ein  
     Vertreter entfällt, haben diese ein Vorschlagsrecht. Die Aufteilung der Vertreter auf  
     die Mitglieder des Verbandes ergibt sich aus Anlage 1 zur Verbandsordnung.  
 
     Die weiteren Mitglieder und ihre Stellvertreter werden für die Dauer der  
     Wahlperiode gewählt. Amtszeit und Stellvertretung der gesetzlichen Vertreter der  



 
     Mitglieder regelt sich nach den §§ 52 und 50 der Gemeindeordnung. Der  
     Verbandsvorsteher führt im Werkaussschuss den Vorsitz ohne besonderes  
     zusätzliches Stimmrecht. 
(3) Der Werkausschuss hat die Beschlüsse, die zum Aufgabenbereich der  
      Verbandsversammlung gehören, vorzuberaten. 
 
Er entscheidet außerdem über 
 
 1. die Zustimmung zum Abschluss von Verträgen mit einem Wert von im  
     Einzelfall über 255.000 €; dies gilt nicht für die laufenden Geschäfte zur  
     Umsetzung des Wirtschaftsplans gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 5, für Lieferverträge     
     mit Sonderabnehmern nach § 7 Abs. 2 Nr. 7 sowie für Angelegenheiten, die   
     nach den Bestimmungen des KomZG, der GemO und der EigAnVO der Be-  
     schlussfassung der Verbandsversammlung vorbehalten sind, 
 
 2. die Zustimmung zu erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen nach § 16 Abs. 3  

         EigAnVO und zu Mehrausgaben nach § 17 Abs. 5 EigAnVO, wenn letztere  

    10 % des Einzelvorhabens gemäß der im Wirtschaftsplan veranschlagten oder 

    sonst vom Werkausschuss gebilligten Kosten und den Betrag von 25.000 €   

    überschreiten, 

 

  3. die Gewährung von Darlehen, die Stundung von Zahlungsforderungen sowie  
      den Erlass und die Niederschlagung von Forderungen, soweit sie nicht zu den 
      laufenden Geschäften gehören, 
 
 4. die Einleitung und Fortführung von Gerichtsverfahren mit einem Streitwert im   
     Einzelfall von über 25.000 €, bei Streitigkeiten vor einem Finanzgericht in allen 
     Fällen, 
 
 5. Zustimmung zur Ernennung der Beamten ab dem dritten Einstiegsamt sowie   
     zur Entlassung der Beamten auf Probe ab diesem Einstiegsamt gegen deren 
     Willen, zur Einstellung und Eingruppierung der den Beamten ab dem dritten   
     Einstiegsamt vergleichbaren Arbeitnehmern sowie zur Kündigung gegen deren 
     Willen und zu Anträgen auf Hinausschiebung des Ruhestandsbeginns, 
 
(4) Die Werkleitung nimmt an den Beratungen des Werkausschusses teil;  
     sie ist berechtigt und auf Verlangen verpflichtet, ihre Ansicht zu einem  
     Beratungsgegenstand darzulegen. 
 

§ 6 
Verbandsvorsteher 

 
(1) Der Verbandsvorsteher ist Dienstvorgesetzter der Bediensteten des Verbandes  
     sowie Dienstvorgesetzter und Vorgesetzter der Werkleitung. 
 
(2) Einzelweisungen kann der Verbandsvorsteher der Werkleitung erteilen, wenn sie  
     zur Sicherstellung der Gesetzmäßigkeit, wichtiger Belange des Verbandes oder  
     zur Wahrung eines geordneten Geschäftsganges notwendig sind. 
 
(3) Der Verbandsvorsteher hat vor Eilentscheidungen nach § 48 GemO, die den Eigen- 
     betrieb betreffen, die Werkleitung zu hören. 
 
 



 
§ 7 

Werkleitung 

 

(1) Die Werkleitung besteht aus zwei Werkleitern. 
 
(2) Die Werkleitung führt die laufenden Geschäfte des Eigenbetriebs, d.h. sie nimmt  
     die selbständige verantwortliche Leitung einschließlich Organisation und Geschäfts  
     leitung wahr.  
 
Laufende Geschäfte sind insbesondere 
 
   1. der Erlass von Geschäfts- und Organisationsregelungen einschließlich aller   
       Dienst- und Betriebsanweisungen, 
 
   2. die Aufstellung des Wirtschaftsplans, des Jahresabschlusses, des Jahres- 
       berichts, des Beteiligungsberichts und des Lageberichts, 
 
   3. die Bewirtschaftung der im Erfolgsplan veranschlagten Aufwendungen und  
          Erträge, einschließlich der Abwicklung sämtlichen Leistungsaustauschs  
          (einschließlich Bauleistungen), 
 
   4. der Einsatz des Personals, 
 
   5. der Abschluss von Verträgen über Lieferungen und Leistungen einschließlich
       Bauleistungen im Rahmen des Wirtschaftsplans; ausgenommen sind Ver  
       träge über einzelne Investitionsmaßnahmen über der Wertgrenze des § 5   
       Abs. 3 Nr. 1, 
 

   6. der Abschluss von Verträgen mit Tarif- und Sonderkunden sowie der Grund 
       versorgung und Ersatzversorgung, 
 
   7. die Beschaffung der zur Erfüllung der Aufgaben gemäß § 1 dieser Satzung  
       erforderlichen Energiemengen, 
 
   8. die Anordnung von Instandsetzungsarbeiten, 
 
   9. die Beschaffung von Vorräten im Rahmen einer wirtschaftlichen Lagerhaltung, 
 
 10. die Erteilung des Zwischenberichts gemäß § 21 EigAnVO spätestens zum       
       30. September, 
 
 11. die Gewährung von Darlehen, die Stundung von Zahlungsforderungen sowie  
       den Erlass und die Niederschlagung von Forderungen bis zu 10.000 €, 
 
 12. der Erlass von Forderungen und Abschluss von außergerichtlichen Verglei- 
       chen bis zu 25.000 €, 
 
 13. die Einleitung und Fortführung von Gerichtsverfahren mit einem Streitwert im  
       Einzelfall von bis zu 25.000 €. 

 
(3) In allen Angelegenheiten des Eigenbetriebs vertritt die Werkleitung den Eigenbetrieb 

nach außen. Einzelheiten werden in einer durch den Verbandsvorsteher zu erlassen-
den Geschäftsordnung geregelt. Die Regelungen der Verbandsordnung und dieser 



 
Satzung bleiben unberührt. Der Verbandsvorsteher hat öffentlich bekanntzumachen, 
wer zur Vertretung des Eigenbetriebes befugt ist und welche Bediensteten neben den 
zur Vertretung Befugten zur Zeichnung für den Eigenbetrieb beauftragt sind. 

§ 8 
Wirtschaftsplan, Leistungsaustausch, Kassenführung 

(1) Der von der Werkleitung aufgestellte Wirtschaftsplan ist rechtzeitig vor Beginn des  
     Wirtschaftsjahres über den Verbandsvorsteher der Verbandsversammlung zur Fest- 
     stellung vorzulegen. 
 
(2) Sämtliche Lieferungen und Leistungen zwischen dem Eigenbetrieb des Abwasser- 
     zweckverbandes Untere Ahr und den Verbandsmitgliedern sowie Dritten sind an- 
     gemessen zu vergüten. 
 
(3) Für den Eigenbetrieb wird eine Sonderkasse eingerichtet. 

§ 9 
Inkrafttreten 

(1) Diese Betriebssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
           in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 17.05.1990 außer Kraft. 
 
 
 

 


